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Aufgrund
des§ 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - KV
M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 777) zuletzt geändert durch Artikel l des Gesetzes vom
23. Juli 2019 (GVOBI. M-V S.467)
der §§ l, 2 und 6 des Kommunalabgabengesetz - KAG M-V in der Fassung der Bekanntmachung vom
12.04.2005 (GVOBI. M-V 2005, S. 146) zuletzt geändert durch §§ 9,12,22,§ 21 neu gefasst durch
Gesetz vom 14. Juli 2016 (GVOBI. M-V S. 584)
des § 50 des Straßen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (StrWG - MV) vom 13.
Januar 1993 (GVOBI. M-V 1993, S. 42) zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Juli 2018
(GVOBI.M-VS.221,229)

wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Lancken-Granitz vom
14.11.2019 die folgende Satzung erlassen:

§ 1 Inhalt der Reinigungspflicht

(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen,
Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen. Einzelne
außerhalb der geschlossenen Ortslage gelegene Straßen oder Straßenteile sind in die
Reinigungspflicht einzubeziehen, soweit die anliegenden Grundstücke in geschlossener oder
offener Bauweise zusammenhängend bebaut sind.

(2) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung sowie den Winterdienst der Gehwege und der
Fahrbahnen. Die Straßenreinigung beinhaltet die Entfernung aller Verunreinigungen von der
Straße, die die Hygiene oder das Stadtbild nicht unerheblich beeinträchtigen oder eine
Gefährdung des Verkehrs darstellen können. Die Reinigungspflicht der Gemeinde beinhaltet
als Winterdienst insbesondere das Schneeräumen sowie das Bestreuen an den gefährlichen
Stellen der verkehrswichtigen Straßen bei Schnee- und Eisglätte. Art und Umfang der
Reinigungspflichten der Anlieger ergeben sich aus den §§2-4 dieser Satzung.

(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten

a) alle selbstständigen Gehwege
b) die gemeinsamen Fuß- und Radwege
c) alle erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch Fußgänger vorgesehenen Straßenteile

auch Verbindungs- und Treppenwege sowie Trenn-, Baum- und Parkstreifen
d) Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehbarem Straßenrand bei allen Straßen und

Straßenteilen, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist.



(4) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die gesamte übrige Straßenoberfläche, also neben
den dem Fährverkehr dienenden Teilen der Straße insbesondere auch die Trennstreifen,
befestigten Seitenstreifen, die Bankette, die Bushaltestellenbuchten sowie die Radwege.

(5) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder
zusammenhängender Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit nach den steuerrechtlichen
Bestimmungen (Grundsteuergesetz, Bewertungsgesetz) bildet oder bilden würde, wenn das
Grundstück nicht von der Grundsteuer befreit wäre. Liegt Wohnungseigentum oder
Teileigentum vor, so ist der katasterliche Grundstücksbegriff maßgebend. Als anliegende
Grundstücke im Sinne dieser Satzung gelten auch Grundstücke, die vom Gehweg oder von
der Fahrbahn durch Gräben, Böschungen, Mauern, Trenn-, Rand-, Seiten- und
Sicherheitsstreifen oder in ähnlicher Weise getrennt sind, unabhängig davon, ob sie mit der
Vorder- bzw. Hinter- oder Seitenfront an der Straße liegen.

§ 2 Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer

(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeichnis (Anlage 1 und 2) besonders kenntlich
gemachten Fahrbahnen und Gehwege wird in dem darin festgelegten Umfang und Zeitraum
den Eigentümern der an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen Grundstücke
auferlegt. Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Anstelle des Eigentümers trifft die Reinigungspflicht

a) den Erbbauberechtigten,
b) den Nießbraucher, sofern er das gesamte Grundstück selbst nutzt,
c) den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm das ganze Wohngebäude zur Nutzung

überlassen ist.

(3) Ist der Reinigungspflichtige nicht in der Lage seine Pflicht persönlich zu erfüllen, so hat er eine
geeignete Person mit der Reinigung zu beauftragen.

(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber
der Gemeinde mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht übernehmen, wenn eine
ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit
widerruflich und nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht.

(5) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers,
außergewöhnliche Verunreinigung oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, befreit den
Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht.

§ 3 Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht

(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich jeweils bis zur Straßenmitte. Ist nur auf einer
Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlieger vorhanden, erstreckt sich die Reinigungspflicht
auf die gesamte Straßenfläche.

(2) Selbständige Gehwege sind entsprechend Abs. 1, die übrigen Gehwege in ihrer gesamten
Breite zu reinigen.

(3) Die Reinigung umfasst unabhängig vom Verursacher auch die Beseitigung von Unkraut und
sonstigen Verunreinigungen. Dazu gehören Abfälle, Laub, Hundekot usw.

(4) Fahrbahnen und Gehwege sind mindestens einmal in der Woche zu reinigen. Art und Umfang
richten sich nach dem Grad der Verschmutzung und den Erfordernissen der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung. Herbizide oder andere chemische Mittel dürfen bei der
Unkrautbeseitigung nicht eingesetzt werden. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden.
Verunreinigungen sind nach Beendigung der Säuberung unverzüglich unter Berücksichtigung
der Abfallbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen. Laub und sperrige Gegenstände sind
unverzüglich zu beseitigen, wenn sie eine Gefährdung des Verkehrs darstellen.

§ 4 Umfang der übertragenen Winterdienstpflicht

(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 von Schnee freizuhalten. Auf Gehwegen ist bei Eis-
und Schneeglätte zur streuen, wobei die Verwendung von Salz oder sonstigen auftauenden
Stoffen grundsätzlich verboten ist; ihre Verwendung ist nur erlaubt



a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z. B. Eisregen), in denen durch Einsatz von
abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist,

b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z. B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder
Abgängen, starken Gefalle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Gehwegabschnitten.

(2) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die Gehwege so
von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein gefahrloses Ein- und
Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Abgang zu den Haltestelleneinrichtungen
gewährleistet ist.

(3) In der Zeit von 7:00 bis 20:00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind
unverzüglich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte zu
beseitigen. Nach 20:00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind werktags bis 7:00
Uhr, sonn- und feiertags bis 8:00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen.

(4) Schnee- und Eismassen sind so zusammenzulegen, dass dadurch der Verkehr weder auf der
Fahrbahn noch auf dem Gehweg mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird.
Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden
Materialien bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel enthaltender Schnee darf
auf ihnen nicht gelagert werden. Die Einlaufe in Entwässerungsanlagen und die hlydranten
sind von Eis und Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von anliegenden Grundstücken dürfen
nicht auf die Straße geschafft werden.

(5) § 3 Abs. 2 bis 4 gelten für den Winterdienst entsprechend.

§ 5 Benutzungsgebühren

Die Gemeinde erhebt für die von ihr durchgeführte Reinigung, den Winterdienst, der öffentlichen
Straßen Benutzungsgebühren, soweit die Reinigungspflicht nicht nach § 2 dieser Satzung der
Gemeinde Lancken-Granitz den Grundstückseigentümern und dinglich Berechtigten der anliegenden
Grundstücke auferlegt ist. Den Kostenanteil, der auf das allgemeine öffentliche Interesse an der
Reinigung sowie auf die Reinigung der Straßen oder Straßenteile entfällt, für die eine Gebührenpflicht
nicht besteht, trägt die Gemeinde.

§ 6 Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist, wer die mit der öffentlichen Einrichtung gebotene Leistung in Anspruch
nimmt oder nach Maßgabe dieser Satzung zu benutzen verpflichtet ist. Wer am 1.Januar des
Kalenderjahres im Grundbuch als Eigentümer oder zur Nutzung dinglich Berechtigter des
anliegenden oder durch die Straße erschlossenen Grundstückes ist, gilt für dieses
Kalenderjahr als Benutzer.

(2) Im Fall eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer vom Beginn des auf den Wechsel
folgenden Jahres gebührenpflichtig.

(3) Melden der bisherige und der neue Gebührenpflichtige die Rechtsänderung nicht oder nicht
rechtzeitig, haften beide als Gesamtschuldner während des Zeitabschnittes, in den der
Rechtsübergang fällt.

(4) Ist an einem Grundstück ein Erbbaurecht oder Nießbraucherrecht bestellt, so ist anstelle des
Eigentümers der Erbbauberechtigte oder der Nießbraucher verpflichtet.

(5) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte
zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die
Bemessungsgrundlagen festzusetzen oder zu überprüfen.

(6) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.
(7) Bei Wohnungs- und Teileigentum wird die Gebühr einheitlich für das Gesamtgrundstück

festgesetzt und in einem Bescheid dem Verwalter bekanntgegeben.

§ 7 Gebührenmaßstab und Gebührensatz (Frontmetermaßstab)

(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Seiten eines Grundstücks entlang der gereinigten
Straße, durch die das Grundstück erschlossen ist (Frontlängen nach Berechnungsmetern)
und die nach Straßenart, Umfang und Häufigkeit der Reinigung bestimmte Reinigungsklasse
gemäß dem anliegenden Straßenverzeichnis.



(2) Als Frontlängen sind die Seiten zu berücksichtigen, die mit der Straßengrenze gleich verlaufen
(angrenzende Fronten) und die ihr zugewandt sind (zugewandte Fronten). Zugewandte
Fronten sind die Seiten und Abschnitte der Grundstücksbegrenzungslinie, die in gleichem
Abstand oder in einem Winkel von weniger als 45° zur Straßengrenze verlaufen. Sie werden
rechtwinklig auf die Straße vorprojiziert. Grenzt eine Seite nur teilweise an die Straße oder ist
sie ihr nur teilweise zugewandt, so werden die Frontlängen zugrunde gelegt, die sich bei
gedachten Verlängerungen der Straße in gerader Linie ergeben würden. Keine zugewandten
Seiten sind die hinter angrenzenden und zugewandten Fronten liegenden Seiten. Liegt ein
Grundstück an mehreren Straßen, so werden alle betreffenden Grundstücksseiten in voller
Länge zugrunde gelegt. Bei abgeschrägten oder abgerundeten Grundstücksgrenzen wird der
Schnittpunkt der geraden Verlängerung der Grundstückgrenzen zugrunde gelegt. Danach zu
berücksichtigende angrenzende und zugewandte Fronten sind zu addieren. Bei der
Feststellung der Grundstücksseiten werden Bruchteile eines Meters bis zu 0,50 m
einschließlich abgerundet und über 0,50 m aufgerundet.
Liegt ein Grundstück nicht direkt an der zu reinigenden Straße, wird es aber durch eine
Zuwegung derselben erschlossen, ist es ein Hinterliegergrundstück. Ein
Hinterliegergrundstück wird nach den gleichen Maßstäben wie ein anliegendes Grundstück
(Anliegergrundstück/Vordergrundstück) bemessen. Bei mehreren gemeinsamen Zuwegungen
obliegt es der Gemeinde unter Berücksichtigung der Entfernungen von der
Erschließungsstraße, die Zuwegungen einzelnen Grundstückseinheiten zuzuordnen.
Grundstücke, die nur mit einem Teil des Grundstückes an der zur reinigenden Straße
anliegen, sind Teilhinterliegergrundstücke. Hierbei wird nicht nur der direkte anliegende
Grundstücksteil vermessen, sondern auch der Teil, der im Hintergelände liegt. Die Länge
dieses Teils wird rechtwinklig auf die Straße vorprojiziert.
Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1-4) beträgt jährlich:

(3)

(4)

(5)

Gebührenklasse 0 1,02Euro

§ 8 Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühr

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem ersten des Monats der auf den Beginn der
regelmäßigen Reinigung der Straße folgt. Sie erlischt mit dem Ende des Monats, mit dem die
regelmäßige Reinigung eingestellt wird. Die fortlaufende, jährliche Gebühr entsteht am 01.
Januar des betreffenden Kalenderjahres.

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühr, so mindert oder erhöht sie sich
mit Beginn des auf die Änderung folgenden Monats. Bei einem Ausbleiben des Winterdienstes
infolge parkender Fahrzeuge, Straßeneinbauten und Straßenbauarbeiten nur auf einem
Teilstück der Straße, besteht kein Anspruch auf Gebührenminderung. Bei einem erheblichen
Ausbleiben und erheblichen Mängeln, die länger als ein Monat andauern, kann der Anspruch
auf Gebührenerstattung oder -minderung durch den Gebührenpflichtigen auf Antrag geltend
gemacht werden.

(3) Die Reinigungsgebühr wird mittels Bescheid festgesetzt. Sie wird vierteljährlich am 15. des
Monats der Quartalsmitte nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Der Bescheid
kann mit anderen Abgaben der Gemeinde verbunden sein.

§ 9 Ordnungswidrigkeit

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

seiner Reinigungspflicht nach §§2-4 dieser Satzung nicht nachkommt oder
gegen ein Ge- oder Verbot der §§2-4 dieser Satzung verstößt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 61 Abs. 2 StrWG-MV mit einer Geldbuße bis zu 1.300,00
€ geahndet werden.

(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in
jeweils gültiger Fassung. Zuständige Behörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der
Amtsvorsteher.



§10 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Straßenreinigungssatzung
vom 14.02.2001 zuletzt geändert durch die 2. Änderung

und die Straßenreinigungsgebührensatzung
vom 14.02.2001 zuletzt geändert durch die 4. Änderung

außer Kraft.

Lancken-Granitz, d. 13.11.2019

Henny Hoffmann
Bürgermeisterin


